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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Am 13. Februar 2022 beschloss die Genfer Stimmbevölkerung, den Zugang zu
Sozialwohnungen zu erschweren. Konkret haben mit der Änderung nur noch Personen,
die mindestens vier der letzten acht Jahre im Kanton Genf gewohnt haben, Zugang zu
einer der knapp 20'000 Genfer Sozialwohnungen. Bisher lag diese Frist bei zwei Jahren
Aufenthalt innerhalb der letzten fünf Jahre. Wie die Zeitung Tribune de Genève
berichtete, seien aktuell rund 7'300 Personen auf der Warteliste für eine
Sozialwohnung, wobei rund 90 Prozent der Bewerbenden das Vierjahreskriterium
erfüllen dürften. 
Die Änderung ging auf eine vom MCG im Genfer Grossen Rat angestossene und von
rechten Parteien mitgetragene Gesetzesänderung zurück. Der MCG begründete sein
Anliegen damit, dass es nicht fair sei, dass jemand nach bereits 24 Monaten Aufenthalt
Zugang zu einer Sozialwohnung bekomme. Dieser Umstand habe Menschen in prekären
Situationen von ausserhalb des Kantons angezogen und dazu geführt, dass Genferinnen
und Genfer keine Wohnung finden könnten und gezwungen seien, Genf Richtung
Frankreich oder den Kanton Waadt zu verlassen. Die Gesetzesänderung war im Juli 2021
vom Parlament beschlossen worden, wobei anschliessend linke Parteien,
Gewerkschaften und Mietverbände das Referendum ergriffen hatten. Die linken
Parteien, die sich gegen die Anpassung ausgesprochen hatten, beschrieben das Projekt
als «diskriminierend und unsozial» und monierten, dass es nichts am eigentlichen
Problem ändere: dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum in Genf. Ausserdem
kritisierten sie die Vorlage für ihren «spaltenden und rein propagandistischen»
Charakter. Eine knappe Mehrheit von 50.7 Prozent der Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger sprach sich für die Änderung aus. Die Stimmbeteiligung lag bei 54.0
Prozent. 1
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